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Geschäftszahl 
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Rechtssatz 

Bei der Glaubhaftmachung des rechtlichen Interesses an einer Auskunft aus der Zulassungsevidenz 
handelt es sich um eine Obliegenheit des Antragstellers. Die auskunftserteilende Behörde hat das 
Vorliegen eines glaubhaften rechtlichen Interesses an der Auskunft ausschließlich anhand des 
Vorbringens des Antragstellers auf der Grundlage entsprechender Feststellungen rechtlich zu beurteilen. 
Auch hat die Auskunft aus der Zulassungsevidenz gemäß § 47 Abs. 2a KFG 1967 nur nach Maßgabe der 
technischen und organisatorischen Auswertungsmöglichkeiten zu erfolgen. Ob die Glaubhaftmachung in 
ausreichendem Maße gelungen ist, hängt von den Umständen des jeweiligen Einzelfalls ab. 
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